Anlage zur Koalitionsvereinbarung vom 17.10.2011 zwischen den Kreistagsfraktionen von Bündnis 90/Die Grünen (Grüne) und der SPD für die Wahlperiode 2011 bis 2016
Leitsätze zu den politischen Inhalten und Zielen:

1.   Weiterer Ausbau der Schulen zu Ganztagsschulen mit Mitteln aus dem Kreishaushalt.
2.   Einrichtung kleiner IGSen an allen Schulstandorten ab 2013 zur Standortsicherung auf dem Hintergrund einer Schulentwicklungsplanung.
3.   Qualitative Erweiterung und Ausbau der Astrid-Lindgren-Schule. Förderung der Inklusion mit bedarfsgerechter Unterstützung durch das Land Niedersachsen. Entwicklung eines Leitbildes Inklusion.
4.   Förderung des Ökogartens in Vöhrum, damit dort sach- und fachgerecht gearbeitet werden kann. Für die personelle Ausstattung im Bereich Pädagogik ist vorrangig das Land Niedersachsen in der Pflicht.

5.   Schaffung von Krippenplätzen für unter 3-jährige im Rahmen des TAG durch Betriebskosten- und Investitionskostenzuschüsse an die Träger in den Gemeinden, Unterstützung der Einrichtung von Kindergarten-, Ganztags- und Betreuungsplätzen.

6.   An der Kostenregelung zur Schülerbeförderung im aktuellen Umfang soll festgehalten werden. Eine Verbesserung der Qualität wird angestrebt.
7.   In der Sportförderung wird für ehrenamtliche Übungsleiter weiterhin ein Betrag von 150.000 EURO für Übungsleiterzuschüsse in den Haushalt eingestellt; ebenso der Pauschalzuschuss an die KSB-Sportjugend in Höhe von 6000 EURO, Basis ist der Pakt für den Sport.
Ohne eine grundlegende und erhebliche Verbesserung der Kreisfinanzen ist eine Wiederaufnahme der investiven Sportförderungen nicht möglich. Aus dem gleichen Grund ist eine Rücknahme der Betriebskostenzuschüsse für Sporthallen 

- die der Landkreis von den Gemeinden erhebt - nicht zu realisieren.

8.   Das breite Spektrum kultureller und künstlerischer Aktivitäten soll öffentlich besser vernetzt und präsentiert werden. Der Kulturentwicklungsplan dient dazu als Grundlage. Kunst und Kultur im Peiner Land sind ein wichtiger Faktor der Lebensqualität. Darüber hinaus ist die Schaffung von generationsübergreifenden soziokulturellen Einrichtungen anzustreben.

9.   Erhalt der Sozialen Infrastruktur und deren Ausbau soweit notwendig . Weiterentwicklung präventiver Konzepte und Maßnahmen zur Ursachenbekämpfung von Sucht, Gewalt und Kriminalität. In diesem Sinne ist das sozialpolitische Leitbild fortzuentwickeln. 
10.   Fortsetzung und Intensivierung der Präventionsprojekte und –arbeit (Präventionsrat) sowie der Themen „Integration“ und „Migration“ auf der Basis des vom KT beschlossenen „Leitbild Integration“.
11.   Bestehende Projekte, z. B. zum Erreichen des HS-Abschlusses, zur Steigerung der Ausbildungsplätze und zur Förderung der jungen Menschen bis 25 Jahren werden weiterhin und verstärkt unterstützt und finanziell gefördert.
 Förderung von Kooperationen zwischen den abgebenden Schulen und der BBS als Regionalem Kompetenzzentrum, dem Landkreis als Optionskommune und der freien Wirtschaft. 
12.   Die „Instrumente“, die uns als Options-Kommune für den Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, müssen im Zusammenwirken mit dem FD Arbeit optimiert werden. Die BBg wird als Arbeitsmarktinstrument des Landkreises weiterhin offensiv und ggf. finanziell unterstützt.
13.   Die Frauenförderung und die Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten sind politisch und finanziell zu unterstützen. Die Förderung der Quote an Frauen in Führungspositionen muss weiter ausgebaut werden.
14.   Dienstleistungen in öffentlicher Hand sind Garant für gute kommunale Daseinsvorsorge. Daher lehnen wir eine Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen ab. 
Die Abfallwirtschaft (A + B) bleibt in der Hand des Landkreises und wird nicht privatisiert. Das Recyclingsystem wird um die Erfassung von Kunststoffabfällen und Kleinelektrogeräte erweitert.

15.   Auch in anderen Aufgabengebieten, wo immer sinnvoll und unter dem Aspekt einer Kosten-Nutzen-Rechnung, ist eine interkommunale Zusammenarbeit zu realisieren.
16.   Umweltschutz wird als wichtiges Ziel manifestiert. Nachhaltiges Handeln in allen Bereichen muss Ziel sein, damit nachfolgende Generationen noch die gleichen Entwicklungschancen haben wie die gegenwärtige.
Der Passivhausstandard muss bei allen Baumaßnahmen zur Norm werden.

Die Beheizung aller kreiseigenen Immobilien soll auf regenerative Energien umgestellt werden.
Bei allen Nachrüstungen, Um-, Erweiterungs- und Neubauten wird in die Solarenergie und den Einsatz von Sonnenkollektoren investiert. Privaten Investoren soll die Möglichkeit zur Anmietung landkreiseigener Dachflächen für eine entsprechende Nutzung angeboten werden.

Eine Zusammenarbeit mit der neu gegründeten Anstalt „Energieversorgung Peiner Land“ wird angestrebt. Ziel ist die Versorgung des Landkreises Peine mit 100 % erneuerbarer, dezentral erzeugter Energie.
17.   Die Lebensmittelsicherheit und der Verbraucherschutz  haben höchste Priorität. Das Veterinäramt wird so ausgestattet, dass es seine Kontroll- und Überwachungsziele in den nächsten 5 Jahren vollständig erreicht. 

18.   Wir unterstützen die Förderung der ökologischen und damit nachhaltigen Landwirtschaft mit artgerechter Tierhaltung. Wir lehnen den Einsatz von Gentechnik und die Ansiedlung industrieller Tiermastanlagen ab. 
Die Landkreisverwaltung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit der Landwirtschaftskammer Förderprogramme der EU zu prüfen, die den formulierten Zielrichtungen entsprechen.
Die bestehenden Alleen, Landschafts- und Naturschutzgebiete sollen erhalten bleiben und neue Schutzgebiete, z. B. im Raum Kl. Ilsede – Handorf, ausgewiesen werden.

Zur Vergrößerung der Waldfläche wird das Förderkonzept fortgeschrieben.
Die Personalausstattung der Umwelt- und Naturschutzbehörde wird an die gestiegene Anforderung angepasst.
19.   Der ÖPNV bedarf der Optimierung. Anzustreben ist ein einheitliches Tarifgebiet Hannover–Peine-Braunschweig. Als erster Schritt ist der Übergangstarif Landkreis Peine - Großraum Hannover zu prüfen. Dazu sind Gespräche mit dem GVH zu führen.
20.   Wir fördern das Ehrenamt im Natur- und Umweltschutz, im Sport, der Freiwilligen Feuerwehr, Spielmanns- und Musikzügen sowie ähnlicher, für das Gemeinwesen wichtiger Gruppen.
21.   Der Eixer See muss als öffentlich zugängliches Naherholungsgebiet erhalten bleiben. Die Möglichkeiten zur freizeitlichen Nutzung der Landschaft sollen erweitert werden.

22.   Das Radwegenetz muss den Schulwegen angepasst werden. Eine Mitfinanzierung aus Mitteln der Geschwindigkeitsüberwachung ist vorzusehen.
